
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pascal Kober, Michael Theurer, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/17819 –

Erwerbstätigkeit im SGB-II-Leistungsbezug

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Bürgerinnen und Bürger, die ihren Lebensbedarf durch ihr Einkommen allein 
nicht decken können, stehen durch die Regelungen des Zweiten Buches Sozi-
algesetzbuch (SGB II) ergänzende Leistungen zu. Verschiedentlich wird kriti-
siert, dass diese Leistungen einer staatlichen Lohnsubvention gleich kämen 
(https://www.linksfraktion-hamburg.de/arm-trotz-arbeit-mindestlohn-in-hamb
urg-hat-versagt/; https://www.vorwaerts.de/artikel/spd-politiker-kutschaty-hart
z-iv-keine-zukunft-hat), dabei sind es aber gerade die ergänzenden Leistungen 
des SGB II, die vielen Menschen als wichtige Brücke auf dem Weg aus der 
Arbeitslosigkeit in ein finanziell selbstständiges Leben dienen. Wer die ersten 
Schritte aus der Arbeitslosigkeit durch einen Minijob bzw. eine Teilzeitstelle 
geht, wird durch diese Leistungen so lange unterstützt, bis der Lebensbedarf in 
Gänze durch das eigene Einkommen gedeckt werden kann. Wichtig ist dieses 
Instrument nach Ansicht der Fragesteller insbesondere für Eltern von kinder-
reichen Familien, wenn sie aufgrund der finanziellen Bedarfe ihrer Kinder 
mehr Mittel benötigen, als sie aus ihrem eigenen Einkommen erwirtschaften.

Die Bundesagentur für Arbeit veröffentlicht monatlich die Statistik „Erwerbs-
tätige erwerbsfähige Leistungsberechtigte (Monats- und Jahreszahlen)“, wel-
che Zahlen unter anderem zu den Beschäftigungsverhältnissen sowie den be-
ruflichen und familiären Hintergründen der erwerbstätigen SGB-
Leistungsbeziehern ausweist. Die Statistik bietet dadurch aus Sicht der Frage-
steller ein ungefähres Bild über die zahlenmäßige Entwicklung und strukturel-
len Merkmale der verschiedenen Gruppen, die aufstockende Leistungen be-
kommen. Ein vollumfängliches Bild über Gründe und Zusammenhänge für 
den SGB-II-Bezug der erwerbstätigen Leistungsempfänger lassen die Zahlen 
allerdings nicht zu.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Daten der Bundesagentur für Arbeit (BA) zur Statistik der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende nach dem SGB II (Grundsicherungsstatistik) unterliegen 
grundsätzlich einer statistischen Wartezeit von drei Monaten. Grund für die sta-
tistische Wartezeit ist in erster Linie die Bearbeitungsdauer der Anträge auf 
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Leistungsgewährung einschließlich Einreichung der notwendigen Nachweise. 
Endgültige Daten lagen zum Zeitpunkt der Beantwortung der vorliegenden 
Kleinen Anfrage bis zum Berichtsmonat November 2019 vor.
Erwerbstätige erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB) können parallel so-
wohl einer abhängigen Beschäftigung als auch einer selbständigen Tätigkeit 
nachgehen. Aus diesem Grund übersteigt die Summe aus abhängig beschäftig-
ten und selbständig tätigen ELB die Gesamtzahl der erwerbstätigen ELB. Bei 
den abhängig beschäftigten ELB ist zu berücksichtigen, dass nicht zu allen eine 
Beschäftigungsmeldung vorliegt. Eine Zuordnung der abhängig beschäftigten 
ELB zu einer sozialversicherungspflichtigen Voll- oder Teilzeitbeschäftigung 
oder zu einer ausschließlich geringfügigen Beschäftigung ist in diesen Fällen 
nicht möglich.
Daten, bei denen Ergebnisse der Grundsicherungsstatistik mit Ergebnissen der 
Beschäftigungsstatistik der BA verknüpft sind, lagen zum Zeitpunkt der Beant-
wortung der vorliegenden Kleinen Anfrage bis zum Monat August 2019 vor. 
Aufgrund der statistischen Wartezeit von sechs Monaten in der Beschäftigungs-
statistik lagen aktuellere Ergebnisse in diesen Fällen nicht vor.

 1. Wie hoch ist nach Kenntnissen der Bundesregierung die Anzahl der er-
werbstätigen Leistungsempfänger im SGB-II-Bezug? (bitte aktuelle Zah-
len sowie jährliche Zahlen der vergangenen zehn Jahre angeben)?

 2. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil der erwerbs-
tätigen Leistungsempfänger unter allen SGB-II-Leistungsbeziehern? (bit-
te Entwicklung der vergangenen zehn Jahre darstellen)?

Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet.
Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA hatten im November 2019 
von den rund 3,76 Millionen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 992.000 ein 
Einkommen aus Erwerbstätigkeit. Damit waren 26,4 Prozent aller ELB er-
werbstätig.
Weitere Ergebnisse können Tabelle 1 im Anhang entnommen werden.

 3. Wie viele erwerbstätige Leistungsempfänger im SGB-II-Bezug haben 
nach Kenntnissen der Bundesregierung in den vergangenen zehn Jahren 
den SGB-II-Bezug verlassen, weil ihr Einkommen gestiegen ist? (bitte 
jährlich aufschlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, inwieweit ein Abgang aus 
dem SGB II-Leistungsbezug durch ein gestiegenes Erwerbseinkommen bedingt 
war. Alternativ verweist die Bundesregierung auf Ergebnisse zur bedarfsdeck-
enden Integration von ELB.
Eine bedarfsdeckende Integration liegt vor, wenn ein ELB drei Monate nach ei-
ner Integration in Erwerbstätigkeit nicht mehr im Regelleistungsbezug SGB II 
ist. Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im Jahr 2018 
rund 501.000 bedarfsdeckende Integrationen von ELB.
Weitere Ergebnisse können Tabelle 2 im Anhang entnommen werden. Zu be-
achten ist, dass bei diesem Messmodell keine eindeutige Kausalität zwischen 
Aufnahme einer Beschäftigung und Beendigung des Leistungsbezuges vorliegt. 
Der Leistungsbezug kann auch aus anderen Gründen beendet worden sein.
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 4. Wie viele erwerbstätige Leistungsempfänger im SGB-II sind nach 
Kenntnissen der Bundesregierung in den vergangenen zehn Jahren er-
werbslos geworden? (bitte um jährliche Aufschlüsselung)

Daten zu dem erfragten Zeitraum liegen nicht vor. Zur Beantwortung der Frage 
können jedoch Ergebnisse des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB), veröffentlicht im Februar 2018, herangezogen werden. Die nachfolgen-
den Aussagen beziehen sich auf zuvor erwerbslose Leistungsberechtigte in der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende, die im Jahr 2013 eine sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung aufgenommen haben, ungeachtet dessen, ob sie damit 
den Bezug von Grundsicherungsleistungen verlassen haben oder weiterhin hil-
febedürftig waren. Von dieser Gruppe konnten 52,5 Prozent den Leistungsbe-
zug mit der Arbeitsaufnahme zumindest kurzfristig verlassen. Der Rest ver-
blieb im Leistungsbezug. Etwa 45 Prozent der im Jahre 2013 durch zuvor er-
werbslose Leistungsbeziehende aufgenommene Beschäftigungen waren nach 
weniger als sechs Monaten beendet, knapp 60 Prozent waren nach zwölf Mona-
ten beendet.

 5. Wie viele erwerbstätige Leistungsempfänger im SGB-II-Bezug haben 
nach Kenntnissen der Bundesregierung in den vergangenen zehn Jahren 
den SGB-II-Bezug verlassen, weil sie in Rente gegangen sind? (bitte 
jährlich aufschlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen diesbezüglich keine Erkenntnisse vor.

 6. Wie hat sich der Stundenlohn von erwerbstätigen SGB-II-Leistungs-
empfängern nach Kenntnissen der Bundesregierung in den vergangenen 
zehn Jahren entwickelt? (bitte jährlich aufschlüsseln)?

Auf Basis der Daten des Panels Arbeitsmarkt und soziale Sicherung (PASS) des 
IAB können Analysen zu Bruttostundenlöhnen von erwerbstätigen SGB-II-
Leistungsberechtigten vorgelegt werden. In den Ausführungen werden die 
Bruttostundenlöhne der Haupterwerbstätigkeit von erwerbstätigen SGB-II-
Leistungsberechtigten ab dem Jahr 2011 betrachtet. Für frühere Zeiträume kön-
nen auf Basis dieser Datenquelle keine Auswertungen zu den Bruttostunden-
löhnen der Haupterwerbstätigkeit vorgenommen werden. Die Bruttostunden-
löhne werden aus dem Monatsbruttolohn der Haupterwerbstätigkeit und der 
vertraglich vereinbarten Wochenarbeitszeit berechnet. Die Haupterwerbstätig-
keit kann hierbei sowohl eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung als 
auch ein Minijob sein. Gehen SGB-II-Leistungsberechtigte einer sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigung nach und üben zeitgleich einen Minijob aus, 
so wird die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung als Haupterwerbstätig-
keit betrachtet.
Die durchschnittlichen Bruttostundenlöhne der Haupterwerbstätigkeit von er-
werbstätigen SGB-II-Leistungsberechtigten kann Tabelle 3 im Anhang entnom-
men werden. Die Angaben zum durchschnittlichen Bruttostundenlohn beruhen 
auf hochgerechneten Erhebungsdaten und unterliegen einer statistischen Unsi-
cherheit, daher ist in Tabelle 3 zusätzlich das 95 Prozent-Konfidenzintervall an-
gegeben.
Im Jahr 2011 betrug der durchschnittliche Bruttostundenlohn von erwerbstäti-
gen SGB-II-Leistungsberechtigten 7,07 Euro. In den darauffolgenden Jahren 
hat der durchschnittliche Bruttostundenlohn im Zeitverlauf stetig zugenommen. 
Im Jahr 2018, dem letzten Jahr, für das derzeit Daten vorliegen, lag dieser bei 
9,79 Euro. Der Rückgang im Jahr 2017 gegenüber 2016 ist statistisch nicht sig-
nifikant.
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 7. Wie hoch ist nach Kenntnissen der Bundesregierung die Anzahl der er-
werbstätigen Leistungsempfänger im SGB-II-Bezug, die unmittelbar vor 
ihrer aktuellen Erwerbstätigkeit erwerbslos waren?

 8. Wie hoch ist nach Kenntnissen der Bundesregierung der Anteil der er-
werbstätigen Leistungsempfänger im SGB-II-Bezug, die unmittelbar vor 
ihrer Erwerbstätigkeit erwerbslos waren?

Die Fragen 7 und 8 werden gemeinsam beantwortet.
Auf Basis der Daten des PASS wurden nach Angaben des IAB (veröffentlicht 
im IAB-Kurzbericht von Februar 2018) im Jahr 2013 rund 1,085 Millionen so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse von SGB-II-Leistungs-
beziehenden aufgenommen. Rund 979.000 dieser sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigungsverhältnisse wurden von Leistungsbeziehenden aufgenom-
men, die zuvor erwerbslos waren. Dies entspricht einem Anteil von gut 90 Pro-
zent. Weitere rund 106.000 neue sozialversicherungspflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse wurden von Leistungsbeziehenden aufgenommen, die direkt aus 
einer vorhergehenden Beschäftigung in eine neue Arbeitsstelle wechselten.

 9. Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele der erwerbstätigen SGB-II-
Leistungsberechtigten aufgrund gestiegener Wohnkosten SGB-II-
leistungs-berechtigt sind? (bitte die vergangenen zehn Jahre jährlich auf-
schlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen diesbezüglich keine Erkenntnisse vor.

10. Wie hoch sind nach Kenntnissen der Bundesregierung die Anzahl und 
der Anteil der in Vollzeit arbeitenden erwerbstätigen erwerbsfähigen 
Leistungsempfänger im SGB-II-Bezug?

11. Wie viele der erwerbstätigen Leistungsempfänger im SGB-II-Bezug ha-
ben einen Minijob, und wie viele davon waren nach Kenntnissen der 
Bundesregierung unmittelbar davor erwerbslos?

12. Wie viele der erwerbstätigen Leistungsempfänger im SGB-II-Bezug ar-
beiten in einem Teilzeitarbeitsverhältnis, und wie viele davon waren nach 
Kenntnissen der Bundesregierung unmittelbar davor erwerbslos?

Die Fragen 10 bis 12 werden gemeinsam beantwortet.
Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im August 2019 
rund 1,01 Millionen erwerbstätige ELB, darunter waren rund 121.000 
(12,0 Prozent) sozialversicherungspflichtig in Vollzeit und rund 348.000 
(34,5 Prozent) in Teilzeit tätig (jeweils ohne Auszubildende). Weitere rund 
320.000 erwerbstätige ELB (31,7 Prozent) gingen einer ausschließlich gering-
fügigen Beschäftigung nach.
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, wie viele der erwerbstäti-
gen ELB, die in geringfügiger Beschäftigung oder sozialversicherungspflichtig 
in Teilzeit tätig sind, unmittelbar vor Aufnahme einer abhängigen Beschäfti-
gung arbeitslos waren.
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13. Wie viele erwerbstätige Leistungsempfänger im SGB-II-Bezug sind al-
leinerziehend, und wie viele davon arbeiten nach Kenntnissen der 
Bundesregierung in einem Teilzeitverhältnis? (bitte nach Anzahl der Kin-
der in Bedarfsgemeinschaften aufgeschlüsseln)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im August 2019 
rund 161.000 Bedarfsgemeinschaften mit mindestens einer bzw. einem allein-
erziehenden erwerbstätigen ELB, darunter rund 78.000 Bedarfsgemeinschaften 
mit mindestens einer bzw. einem in Teilzeit beschäftigten ELB.
Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können Tabelle 4 im Anhang 
entnommen werden.

14. Wie viele alleinerziehende erwerbstätige SGB-II-Leistungsbezieher wa-
ren nach Kenntnissen der Bundesregierung davor erwerbslos?

Auf Basis älterer Analysen zur Erwerbsintegration von Müttern im Leistungs-
bezug liegen Angaben des IAB – veröffentlicht im Jahr 2017 – vor.
Alleinerziehenden Müttern, die in den Jahren 2005 bis 2007 erstmals in den 
Leistungsbezug nach dem SGB II zugegangen sind und zu Beginn des Leis-
tungsbezugs nicht erwerbstätig waren, gelang in 67 Prozent der Fälle eine Er-
werbsintegration innerhalb der ersten 3,5 Jahre nach Zugang. Dieser Anteil lag 
höher als bei vergleichbaren Müttern, die nicht alleinerziehend waren, sondern 
in einem Paarhaushalt lebten (55 Prozent). Für beide Gruppen von Müttern gilt, 
dass diese Erwerbsintegration bei der Mehrheit durch eine geringfügige Be-
schäftigung gelang: 31 Prozent nahmen eine geringfügige Beschäftigung auf, 
19 Prozent eine sozialversicherungspflichtige Vollzeitbeschäftigung und 
15 Prozent eine Teilzeitbeschäftigung. Nicht nur auf Grund des häufigen Auf-
tretens der geringfügigen Beschäftigung mit begrenztem Einkommen war der 
Anteil der Mütter, die mit einer neuen Erwerbstätigkeit auch den Leistungsbe-
zug verlassen konnten, gering, d. h. bei etwa 20 Prozent. Während es allein-
erziehenden Müttern kaum gelang, den Leistungsbezug mit einer geringfügigen 
Beschäftigung (vier Prozent) zu verlassen, lag dieser Anteil bei einer Vollzeit-
Erwerbstätigkeit bei etwa einem Drittel.
Weitere Ergebnisse können den Tabellen 5 und 6 im Anhang entnommen wer-
den.

15. Wie viele Frauen sind nach Kenntnissen der Bundesregierung unter den 
erwerbstätigen Leistungsempfängern im SGB-II-Bezug, und wie viele 
von ihnen sind alleinerziehend?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA waren im November 2019 
rund 492.000 der erwerbstätigen ELB Frauen, von diesen waren rund 148.000 
alleinerziehend.
Weitere Ergebnisse können Tabelle 1 im Anhang entnommen werden.

16. Wie viele erwerbstätige SGB-II-Leistungsempfänger sind nach Kenntnis 
der Bundesregierung selbstständig, und wie lange verbleiben sie durch-
schnittlich im SGB-II-Leistungsbezug?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA bezogen im Juni 2019 (ak-
tuellere Daten liegen nicht vor) rund 73.000 ELB Einkommen aus selbständiger 
Erwerbstätigkeit. Von diesen waren rund 38.000 ELB vier Jahre und länger im 
Regelleistungsbezug.
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Weitere Ergebnisse nach bisheriger Dauer des Regelleistungsbezugs können 
Tabelle 7 im Anhang entnommen werden.

17. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, um wie viel Prozentpunk-
te die Wahrscheinlichkeit pro Kind für Alleinerziehende und für einen 
Paarhaushalt mit einem und mit zwei Erwerbstätigen steigt, in den SGB-
II-Leistungsbezug zu fallen?

Der Bundesregierung liegen diesbezüglich keine Erkenntnisse vor.

18. Wie viele der Bedarfsgemeinschaften mit mindestens einem erwerbstäti-
gen Leistungsbezieher im SGB-II-Bezug haben nach Kenntnissen der 
Bundesregierung 1. ein Kind, 2. zwei Kinder, 3. drei Kinder, 4. vier Kin-
der und mehr?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im November 2019 
rund 918.000 Bedarfsgemeinschaften mit mindestens einer bzw. einem 
Regelleistungsberechtigten mit Einkommen aus Erwerbstätigkeit. Darunter wa-
ren rund 411.000 Bedarfsgemeinschaften mit Kindern.
Weitere Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können Tabelle 8 im 
Anhang entnommen werden.

19. Wie viele erwerbstätige Leistungsempfänger im SGB-II-Bezug sind nach 
Kenntnissen der Bundesregierung anerkannte Flüchtlinge, und wie viele 
von ihnen konnten in den vergangenen fünf Jahren den Leistungsbezug 
aufgrund ihrer Einkommenshöhe verlassen? (bitte jährlich aufschlüs-
seln)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA waren im November 2019 
von den rund 571.000 ELB mit Fluchtkontext rund 129.000 erwerbstätig.
Weitere Ergebnisse können Tabelle 1 im Anhang entnommen werden. Ergeb-
nisse zu Personen mit Fluchtkontext liegen in der Grundsicherungsstatistik ab 
dem Jahr 2017 vor.
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, wie viele der erwerbstäti-
gen ELB mit Fluchtkontext aufgrund der Einkommenshöhe den Leistungsbe-
zug beendet haben.

20. Wie viele erwerbstätige Leistungsempfänger im SGB-II-Bezug nehmen 
nach Kenntnissen der Bundesregierung Weiterbildungsmaßnahmen in 
Anspruch? (bitte jährlich aufschlüsseln)?

Nach Angaben der Förderstatistik der BA gab es im Zeitraum Dezember 2018 
bis November 2019 insgesamt rund 136.000 Zugänge von SGB II-Regelleis-
tungsberechtigten in Förderungen der beruflichen Weiterbildung (FbW), darun-
ter waren rund 11.000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte und 14.000 
ausschließlich geringfügig Beschäftigte.
Weitere Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können Tabelle 9 im 
Anhang entnommen werden.
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21. Wie hoch ist nach Kenntnissen der Bundesregierung die Anzahl und 
Quote der erwerbstätigen Leistungsempfänger, die, nachdem sie durch 
eine Weiterbildungsmaßnahme gefördert wurden, aufgrund ihrer Ein-
kommenshöhe den SGB-II-Bezug verlassen? (bitte jährlich aufschlüs-
seln)?

Dem IAB liegen Angaben zu (ehemals) Leistungsberechtigten der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende vor, inwieweit diese nach Teilnahme an einer Weiter-
bildungsmaßnahme im Jahr 2005 einer sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung nachgingen oder Grundsicherungsleistungen bezogen. Daten liegen für 
acht Jahre nach Beginn der geförderten Weiterbildung vor.
Bei Weiterbildungen bis zu einem Jahr waren ein Jahr nach Beginn der Maß-
nahme 29 Prozent der Teilnehmenden in ungeförderter versicherungspflichtiger 
Beschäftigung tätig. Dieser Anteil stieg über die Zeit an und lag acht Jahre nach 
Beginn der Weiterbildung bei 53 Prozent. Der Anteil der Teilnehmenden, die 
keine Leistungen nach dem SGB II bezogen, stieg im gleichen Zeitraum (ein 
bis acht Jahre nach Beginn der Weiterbildung) von 30 Prozent auf 70 Prozent.
Bei Weiterbildungen mit einer Dauer von mehr als einem Jahr waren neun Pro-
zent der Teilnehmenden ein Jahr nach Beginn der Maßnahme in ungeförderter 
versicherungspflichtiger Beschäftigung tätig. Dieser Anteil ist vergleichsweise 
niedrig, da die Weiterbildung zu diesem Zeitpunkt in der Regel noch andauerte. 
Der Anteil der Teilnehmenden in Beschäftigung stieg danach an und lag acht 
Jahre nach Beginn der Maßnahme bei 68 Prozent. Der Anteil der Teilnehmen-
den ohne Grundsicherungsbezug stieg im gleichen Zeitraum von fünf auf 
74 Prozent.
Weitere Ergebnisse können Tabelle 10 im Anhang entnommen werden.

22. Wie hoch ist die Anzahl der erwerbstätigen Leistungsempfänger nach 
Kenntnissen der Bundesregierung in folgenden Einkommensspannen 1. 0 
bis 100 Euro, 2. 100 bis 400 Euro, 3. 400 bis 700 Euro, 4. 700 bis 
1300 Euro, 5. 1300 bis 1593 Euro, 6. 1594 bis 2000 Euro, 7. mehr als 
2000 Euro (jeweils pro Monat)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA erzielten im November 
2019 rund 930.000 abhängig erwerbstätige ELB ein zu berücksichtigendes Ein-
kommen aus abhängiger Erwerbstätigkeit.
Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können Tabelle 11 im Anhang 
entnommen werden.

23. Welche Informationen liegen der Bundesregierung zur individuellen 
Lohn- und Einkommensdynamik der erwerbstätigen SGB-II-Leistungs-
empfänger vor?

Wie viele der erwerbstätigen Leistungsempfänger konnten nach Kennt-
nissen der Bundesregierung das Gesamteinkommen ihrer Bedarfsge-
meinschaft trotz eines gestiegenen Lohns im vergangenen Jahr nicht er-
höhen? (bitte auch Zahlen der letzten zehn Jahre jährlich aufschlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen diesbezüglich keine Erkenntnisse vor.
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24. Welche Pläne verfolgt die Bundesregierung in Bezug auf eine verbesser-
te Anreizsetzung zur sukzessiven Arbeitsausweitung von erwerbstätigen 
SGB-II-Leistungsempfängern?

Die Bundesregierung plant derzeit keine speziellen Maßnahmen im Sinne der 
Fragestellung.
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Anhang
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